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Gesetzliche Regulierung der Fleischindustrie: SOFI-Studie sieht Fortschritte, 
aber auch verpasste Chancen 

 
Göttingen, den 07.09.2020  

 

In den nächsten Tagen berät der Bundestag in erster Lesung das Gesetz zur 

Verbesserung des Vollzugs im Arbeitsschutz. Der Regierungsentwurf reagiert 

auf Skandale in der Fleischindustrie, die durch massive Corona-Fälle in das Be-

wusstsein der Öffentlichkeit gerückt sind. Wissenschaftler/innen des Soziologi-

schen Forschungsinstitut Göttingen (SOFI) untersuchen seit 2017 die Arbeits-

bedingungen in der Fleischindustrie. Auf der Grundlage der in der Studie ermit-

telten Befunde zeigen sich Reichweite und Grenzen der geplanten Regulierung. 

„Unsere Untersuchung zeigt, dass die Ausbeutung der Beschäftigten in der fleischver-
arbeitenden Industrie in einer mehrfachen Prekarität begründet ist“, sagt SOFI-For-
scher Peter Birke. Dazu gehören die Arbeitssituation, aber auch die Unterbringungssi-
tuation sowie mangelnde Aufenthalts- und Sozialrechte. „Der Gesetzesentwurf greift 
eines dieser Momente auf,“ so Birke. „Die Abschaffung von Werkverträgen und Leih-
arbeit sind Schritte, die Verwundbarkeit der Beschäftigten zu verringern.“ SOFI-Unter-
suchungen in Betrieben, die die Werkverträge bereits seit längerer Zeit abgeschafft 
haben, zeigen aber, dass diese oft auf befristete Verträge zurückgreifen, die eine ähn-
liche Abhängigkeit der Beschäftigten schaffen wie die Werkverträge.  

„Damit das Gesetz gelebt werden kann, müssen Beschäftigte eine erweiterte Mitbe-
stimmung erreichen, zum Beispiel über Betriebsräte und Gewerkschaften“, betont 
SOFI-Forscher Felix Bluhm. Der Gesetzesentwurf hat aber gerade in Bezug auf die 
Mitbestimmung Lücken. So muss die elektronische Arbeitszeiterfassung von Beschäf-
tigten und Gewerkschaften eingesehen werden können, um die in diesem Bereich be-
obachteten Verstöße gegen bereits bestehende Regeln einzuschränken. Schließlich 
ist eine erweiterte Kontrolle des Arbeits- und Gesundheitsschutzes sofort umzusetzen, 
und nicht − wie vorgesehen −  bis 2026. „Die Duldsamkeit, die diese Bestimmung zum 
Ausdruck bringt, ist nicht auf der Höhe der Zeit, wenn man bedenkt, welche drastischen 
Verstöße zuletzt beobachtet wurden“, ergänzt Bluhm.  

Das größte Problem besteht aber in der Frage des Wohnraums. In der vorgesehenen 
Änderung der Arbeitsstättenverordnung wird auf der Grundlage einer Neunormierung 
als „Gemeinschaftsunterkünfte“ eine Verknüpfung von Arbeitsvertrag und Wohnrecht 
hergestellt.  Peter Birke konstatiert: „Damit wird eine bis dato rechtswidrige Praxis le-
galisiert, die in hunderten Fällen dazu geführt hat, dass Beschäftigte nach ihrer Ent-
lassung in die Obdachlosigkeit getrieben wurden. Der Gesetzesentwurf ist in dieser 



Hinsicht nicht nur unzureichend, sondern ein echter Rückschritt. Wir schließen uns der 
diesbezüglichen Kritik von Kirchen und Gewerkschaften an.“ Insgesamt sei das Ge-
setzgebungsverfahren eine seltene Chance, die mehrfache Prekarität der Arbeitenden 
zu reduzieren: „Um ihnen erweiterte Möglichkeiten zu einem würdigen und selbstbe-
stimmten Leben zu schaffen, müssen die Schwächen und Widersprüche, die der der-
zeitige Regierungsentwurf enthält, jedoch dringend korrigiert werden,“ bilanziert SOFI-
Direktorin Nicole Mayer-Ahuja die Einschätzung der Forschenden.  

 

Veröffentlichungen:  

Von Peter Birke und Felix Bluhm sind im Rahmen des SOFI-Projekts „Refu-
gees@work. Perspektiven der betrieblichen Integration von Flüchtlingen in Nieder-
sachsen“ die Publikationen „Migrant Labour and Workers' Struggles: The German 
Meatpacking Industry as Contested Terrain“ (2020) und „Arbeitskräfte willkommen. 
Neue Migration zwischen Grenzregime und Erwerbsarbeit“ (2019) erschienen: 

https://doi.org/10.15173/glj.v11i1.3875  

10.17185/duepublico/70543 

 

Im Mai 2020 hat Nicole Mayer-Ahuja, Leiterin des Projekts „Refugees@work“, der Min-

destlohn-Kommission ihre Stellungnahme und Empfehlungen zur schriftlichen Anhö-

rung vorgelegt. Diese finden Sie hier:  

http://www.sofi.uni-goettingen.de/fileadmin/Nicole_Mayer-Ahuja/Stellungnahme_Mindest-

lohn_Mayer-Ahuja__.pdf 

 

 

Weitere Informationen und Kontakt:  

Dr. Peter Birke 

Soziologisches Forschungsinstitut Göttingen (SOFI) e.V.  

Tel.: +49 551 52205-0 

E-Mail: peter.birke@sofi.uni-goettingen.de 
 

Dr. Jennifer Villarama 
Soziologisches Forschungsinstitut Göttingen (SOFI) e.V. 

Tel.: +49 551 52205-19 

E-Mail: kommunikation@sofi.uni-goettingen.de 
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